Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 68 Ausgegeben Danzig, den 14. Dezember 1931 


185 Wie 
über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte. 
Vom 4. 12. 1931. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 26, 23 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 
(G. Bl. S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
I Zur Sicherung der Vorbereitung und der Einbringung der nächſten Ernte kann im Inter⸗ 
eſſe der Inhaber ſelbſtändiger landwirtſchaftlicher Betriebe und ihrer Gläubiger die Sicherungsver⸗ 
waltung des landwirtſchaftlichen Betriebes angeordnet werden. 


II Die für das Verfahren zuſtändige Stelle (Sicherungsſtelle) beſtimmt der Senat. 
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-I Die Sicherungsverwaltung kann nur auf Antrag angeordnet werden. 
II Zur Stellung des Antrages find berechtigt: 

1. Der Eigentümer, Pächter oder Nießbraucher eines landwirtſchaftlichen Betriebes (Betriebs- 
inhaber), der glaubhaft macht, daß er außerſtande ſei, ohne weſentliche Beeinträchtigung der 
Vorbereitung und der Einbringung der nächſten Ernte ſeinen Betrieb fortzuführen; dies gilt 
insbeſondere, wenn eine Pfändung erfolgt iſt oder bevorſteht, die die Sicherheit der Hypo⸗ 
thekengläubiger zu gefährden geeignet iſt. 
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2. Der Gläubiger, Der ein berechtigtes Intereſſe an einer geſicherten Fortführung eines ihm ver= 


ſchuldeten Betriebes nachweiſt. 
III Vor der Anordnung auf Antrag des Betriebsinhabers iſt der vom Senat zu beſtellende 
Sachverſtändige (S 10 Abſ. II Ziff. 2) zu hören. 
IW über den Antrag ſoll die Sicherungsſtelle binnen 10 Tagen entſcheiden. 


§ 3 
Der Antrag ijt abzulehnen: 
a) wenn über das Vermögen des Betriebsinhabers das Konkursverfahren eröffnet iſt, 
b) wenn nach Anhörung des vom Senat zu beſtellenden Sachverſtändigen anzunehmen iſt, daß 
auch durch Anordnung der Sicherungsverwaltung die Sicherung der Vorbereitung und der 
Einbringung der nächſten Ernte nicht erreicht werden kann. 


$4 
I Die Sichen e ug iſt im Grundbuch einzutragen. Die Sicherungsſtelle hat das 
Grundbuchamt um die Eintragung zu erſuchen. 
II Das Grundbuchamt hat die Eintragung der Sicherungsverwaltung der Sicherungsſtelle mit⸗ 
zuteilen und ihr gleichzeitig Nachricht darüber zu geben, was ihm über Wohnort und Wohnung der 
eingetragenen Beteiligten und ihrer zes befannt ijt. 


§5 


I Der die Sicherungsverwaltung anordnende Beſchluß iſt dem antragitellenden Gläubiger, dem 
Eigentümer ſowie dem Betriebsinhaber zuzuſtellen. Für die Zuſtellung gelten die Ss 3 bis 9 ZVG. 


II Von der Anordnung Jind die Beteiligten nach Eingang der Mitteilung des Gen b be 
zu benachrichtigen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 12, 1931.) 


907 en Ausgabe A. 


ee eee ES eat: 


er 
te Hy 


pane 


r 


E 


der Gemeinde, zu der der von der Sicherungsverwaltung betroffene landwirtſchaftliche Betrieb ge⸗ 
hört, durch Aushang und durch abgekürzte Veröffentlichung im Staatsanzeiger bekanntzumachen. Eine 
Bekanntmachung durch Zeitungen erfolgt nur ausnahmsweiſe und nur in abgekürzter Form. 

I Die Anordnung iſt der Gerichtsvollzieherverteilungsſtelle des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk 
der der Sicherungsverwaltung unterliegende landwirtſchaftliche Betrieb liegt, ſowie dem zuſtändigen 
Steueramt mitzuteilen. e 
WM Der Senat kann die Benachrichtigung weiterer Behörden und Stellen nr en. 


Ss 6 
I Die Sicherungsverwaltung hat die Wirkung Der g c e pe c im Sinne der ES 148, 


146 Ab]. 1 3486. 
II Die SS 22, 150 Abi. 2 und 151 Abſ. 1 BBG. finden entſprechende Anwendung. 


§ 7 


i Die Sicherungsſtelle bejtellt den Verwalter. i 
II Zum Verwalter iſt der Betriebsinhaber zu beſtellen, ſofern er nicht von vornherein ungeeignet 


erſcheint. | 
III Der Verwalter ijt auf Antrag des Sicherungsausſchuſſes abzuberufen. 
$ 8 i 
I Die % DONE hat in jeder Beziehung mit der äußerſten Sparſamkeit zu er- 
folgen. 


I] Der Verwalter wird von dem Verwaltungsprüfer (§ 9) und von dem Sicerungsausſchuß 
(S 10) überwacht und hat nach deren Anweiſungen zu verfahren. 

III Der Verwalter hat unverzüglich nach feiner Beſtellung ein Inventar⸗ und Beſtandsverzeichnis 
aufzuſtellen, von dieſem Zeitpunkt an ordnungsmäßig Buch zu führen und Rechnung zu legen. 

IV Für den Betriebsinhaber und den Verwalter gelten die Vorſchriften der §§ 259 bis 261 
BGB. entſprechend. 

V Der Verwalter erhält eine vom Sicherungsausſchuß feſtzuſetzende Vergütung. 

VI Iſt der Betriebsinhaber Verwalter, ſo wird die Vergütung, ſo weit angängig, aus den Er⸗ 
zeugniſſen des Grundſtücks gewährt; ſie iſt nach den notwendigſten Bedürfniſſen des Verwalters und 
ſeiner Familie bei beſcheidenſter Lebensführung zu bemeſſen. In gleicher Weiſe iſt dem nicht zum Ver⸗ 
walter beſtellten Betriebsinhaber und ſeiner Familie Unterhalt zu gewähren. 


f § 9 

1 Zur Überwachung des Verwalters beſtellt die Sue Mar jeden Amtsgerihtebegil 
eine oder mehrere Aufſichtsperſonen (Verwaltungsprüfer). 

II Der Verwaltungsprüfer erhält eine von der Sicherungsſtelle nach Anhörung des Sichetungs 
ausſchuſſes feſtzuſetzende Vergütung. 


§ 10 
| “2 Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird ein Sicherungsausſchuß gebildet; im Bedarfs⸗ 
falle ſind mehrere Sicherungsausſchüſſe zu bilden. : 
Il Der Sicherungsausſchuß entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Er beſteht aus 5 Mitgliedern ſo⸗ 
wie der erforderlichen Zahl von Stellvertretern und zwar: 
1. einem Vertreter des Senats der Freien Stadt Danzig, der den Vorſitz führt, 
2. einem vom Senat der Freien Stadt Danzig zu ernennenden eee Sachver⸗ 
ſtändigen (S 2 Abſ. III), 
3. drei vom Senat der Freien Stadt Danzig nach Anhörung: 
a) der Vertretung der Landwirtſchaft, 
b) einer Vertretung der Realgläubiger, 
c) einer Vertretung der perſönlichen Gläubiger 
zu ernennenden Mitgliedern. 
III Der zur Überwachung der Verwalter für den beteiligten Bezirk von der Sicherungsſtelle je⸗ 
weils beſtellte Verwaltungsprüfer (S 9) ijt mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 5 : 


§ 11 


Il Die Sicherungsſtelle entſcheidet nach Anhörung des Sicherungsausſchuſſes endgültig. 


III Die Anordnung iſt an Gerichtsſtelle, bei der Sicherungsſtelle und beim Gemeindevorſteher 


I Gegen die Anordnung des Sicherungsausſchuſſes kann jeder Betroffene Beſchwerde 11 2 8 ; 
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Für one Plan der Sicherungsverwaltung gelten grundsätzlich die Vorſchriften des & 1 
386. Nötigenfalls ijt der Plan im Einvernehmen mit dem Sicherungsausſchuß feſtzuſtekleſt. 

II Für die Sicherungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes zur 91 
erhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährte Darlehen und Sachlieferungen ſind bei der Auf⸗ 
ſtellung des Planes vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Dies gilt auch für Darlehen und Sachlieferungen 
die ſeit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bis zur Anordnung der Sicherungsverwaltung nachweisbar 
zur Aufrechterhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährt worden ſind. 

III Soweit Darlehen und Sachlieferungen — jedoch nicht von Angehörigen — nach dem 28. Fe⸗ 
bruar 1931 nachweisbar zur Aufrechterhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährt worden ſind, 
ſollen fie in der Regel nach Maßgabe des Ertrages des Betriebes mit einem angemeſſenen Betrage 
berückſichtigt werden. Über die Einſetzung dieſer Beträge in den Plan und über ihren Rang entſcheidet 
der Sicherungsausſchuß und auf Anrufen eines Beteiligten die Sicherungsſtelle endgültig. 

IV Die Richtlinien für die Aufſtellung des Planes erläßt der Senat. 


§ 13 


In geeigneten Fällen ſoll der Sicherungsausſchuß eine gütliche Einigung zur Regelung der finan⸗ 
ziellen Verhältniſſe des Betriebsinhabers herbeiführen. 


Ss 14 

I Eine Sicherungsverwaltung kann auf Antrag eines Beteiligten mit Genehmigung des Siche⸗ 
rungsausſchuſſes in das Verfahren der ordentlichen Zwangsverwaltung übergeleitet werden, ſofern die 
für dieſes Verfahren beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen. 

Il Die zur Aufrechterhaltung des Betriebes gewährten Darlehen und Sachlieferungen (§ 12 
Abj. II) behalten bei der Überleitung in ein Zwangsverwaltungsverfahren ihren bisherigen Rang; § 10 
Ziff. 1 3G. gilt entſprechend. 

III Wird die Zwangsverwaltung vor Erteilung des Zuſchlages in einem Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren aufgehoben, fo behalten die in Abi. II bezeichneten Darlehen und Sachlieferungen ihren 
Rang, ſofern der Gläubiger die Zwangsverſteigerung binnen einer Friſt von drei Monaten nach Auf⸗ 
hebung der Zwangsverwaltung beantragt. Die Friſt kann auf Antrag des Gläubigers vom Bolle 
ſtreckungsgericht verlängert werden, wenn der Gläubiger nachweiſt, daß er innerhalb der Friſt von drei 
Monaten nicht in der Lage war, ſich einen vollſtreckbaren Titel zu verſchaffen. — Gegen die Verſagung 
der Friſtverlängerung findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 0 
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I Beſtehende Zwangsverwaltungen (S 146 ff. 3G.) find auf Antrag eines Antragsberech⸗ 
tigten (§ 2) in die Sicherungsverwaltung überzuleiten, ſofern die Vorausſetzungen für dieſe gegeben 
ſind und der die Zwangsverwaltung betreibende Gläubiger der Überleitung zuſtimmt. 

II Bisher erworbene Rechte bleiben unberührt und behalten ihren Rang. 


§ 16 
Während der Dauer des Sicherungsverfahrens ruht die Verjährung. f | 


> § 17 
I Die Sicherungsverwaltung iſt aufzuheben: 

1. wenn der Antragſteller den Antrag zurücknimmt und der Sicherungsausſchuß der Aufhebung 
zuſtimmt; 

2. wenn ſich im Laufe der Verwaltung herausſtellt, daß durch Anordnung der Sicherungs⸗ 
waltung die Sicherung der Vorbereitung und der Einbringung der nächſten Ernte nicht er⸗ 
reicht werden kann. 

IL Die Sicherungsverwaltung findet ihr Ende ſpäteſtens am 31. März 1933. 

III Im Falle des Abſ. I Ziff. 2 iſt die Sicherungsverwaltung in das Verfahren der ordentlichen 
Zwangsverwaltung überzuleiten, ſofern die für die Zwangsverwaltung beſtimmten Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen. 

IV Nach Aufhebung der Sicherungsverwaltung hat die Sicherungsſtelle das Grundbuchamt 
um die Löſchung der Eintragung im Grundbuch (S 4 Abſ. I) au erſuchen. 


§ 18 


Der Sicherungsausſchuß arbeitet ehrenamtlich. Die Mitglieder des Sihorungseustäuftes haben 
Anlpruch auf Erſatz ihrer baren Auslagen. R 


